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Wie in den Jahren zuvor, so wurde auch die achte 
Tagung der zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe 
(open-ended intergovernmental working group on transna-
tional corporations and other business enterprises with res-
pect to human rights, OEIGWG) durch das UN-Hoch-
kommissariat für Menschenrechte eröffnet. Der im 
September 2022 neu eingesetzte UN-Hochkom-
missar für Menschenrechte Volker Türk wies auf 
die multiplen Krisen hin. Er beschrieb, dass in eini-
gen Fällen Unternehmen Krisenzeiten zu ihrem 
eigenen Vorteil ausgenutzt hätten, was in einem 
unkontrollierten und unregulierten Umfeld Men-
schenrechtsverletzungen verschlimmern könne. 
Mit der Zusammenkunft anlässlich der achten Ta-
gung zum UN-Treaty würden die Staaten, die Zi-
vilgesellschaft und die Wirtschaft anerkennen, dass 
zusätzliche Maßnahmen erforderlich seien, um die 
Rechenschaftspflicht der Regierungen im Hinblick 
auf die Einhaltung der Menschenrechte durch die 
Unternehmen zu verbessern und den Zugang zu 
wirksamer Abhilfe für diejenigen zu erleichtern, 
die durch unternehmensbezogene Aktivitäten ge-
schädigt werden. Er rief die Staaten zu konstrukti-
ver Beteiligung an den Verhandlungen auf.

Zudem betonte er die Wichtigkeit von zivilgesell-
schaftlicher Beteiligung am Prozess, deren Exper-

tise und Beiträge. Zugleich erklärte er aber, dass es 
notwendig sei, auch die Wirtschaft mit am Tisch 
zu haben. In Anbetracht der Erfahrung zivilge-
sellschaftlicher Organisationen mit einer starken 
Wirtschaftslobby in nationalen und regionalen 
Regulierungsprozessen im Bereich Wirtschaft 
und Menschenrechte sowie in anderen Politik­
bereichen, und des jahrzehntelangen (erfolgrei­
chen) Wirtschaftslobbyismus gegen verbind­
liche menschenrechtliche Regulierung von 
Unter nehmen auf globaler Ebene, warnen hinge-
gen viele Organisationen vor der Beteiligung von 
Wirtschaftsverbänden und Unternehmen in dem 
Prozess. Einige fordern den völligen Ausschluss 
von Unternehmen und ihren Interessensvertretun-
gen von den Verhandlungen, so wie das beispiels-
weise in Artikel 5.3 der Tabakrahmenkonven­
tion der Weltgesundheitsorganisation (WHO) zum 
Schutz gesundheitspolitischer Maßnahmen vor der 
Tabaklobby vorgesehen ist.

Die „Friends of the Chair“-Gruppe  
und neue Vorschläge des Vorsitzenden

Während der siebten Tagung 2021 war vereinbart 
worden, zur Weiterarbeit am Abkommensentwurf 
eine Gruppe von Botschafter*innen verschiedener 

Kein Nebenschauplatz mehr
Bericht über die achte Tagung der zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe für ein 
verbindliches UN-Abkommen zu Wirtschaft und Menschenrechten („Treaty“)

von Karolin Seitz

Seit 2014 wird im Menschenrechtsrat der Vereinten 
Nationen (UN) in Genf über ein international verbind-
liches Abkommen zu Wirtschaft und Menschenrech-
ten – auch UN Treaty genannt – verhandelt. Vom 24. 
bis zum 28. Oktober 2022 tagte die zwischenstaat-
liche Arbeitsgruppe zur Formulierung eines verbind-
lichen Abkommens zu Wirtschaft und Menschenrechten 
zum achten Mal. Die Länder des globalen Südens wie 
auch die großen Industrienationen waren zahlreich ver-

treten. Für anfängliche Verwirrung bei den Verhandlun-
gen sorgten neue informelle Vorschläge des ecuadoria-
nischen Vorsitzenden zu einzelnen Artikeln des Abkom-
mens. Mit dem Bekenntnis der G7 im Juni 2022 zu einem 
international verbindlichen Abkommen, der Formierung 
der „Friends of the Chair“-Gruppe, der mittlerweile mit-
verhandelnden US-Regierung, sowie der Aussicht auf ein 
baldiges EU-Verhandlungsmandat, hat der Prozess neues 
Gewicht und neuen Aufwind bekommen.

https://www.ohchr.org/en/speeches/2022/10/opening-remarks-volker-turk-un-high-commissioner-human-rights
https://www.globalpolicy.org/de/publication/lieferkettengesetz-aufstand-der-lobbyisten
https://www.globalpolicy.org/de/publication/lieferkettengesetz-aufstand-der-lobbyisten
https://www.globalpolicy.org/de/publication/deutsche-wirtschaftslobby-gegen-wirksames-eu-lieferkettengesetz
https://www.globalpolicy.org/de/publication/deutsche-wirtschaftslobby-gegen-wirksames-eu-lieferkettengesetz
https://www.escr-net.org/sites/default/files/corporatecapturescopingreport.fin__0.pdf
https://www.escr-net.org/sites/default/files/corporatecapturescopingreport.fin__0.pdf
https://www.globalpolicy.org/en/publication/corporate-influence-business-and-human-rights-agenda-united-nations
https://www.globalpolicy.org/en/publication/corporate-influence-business-and-human-rights-agenda-united-nations
https://www.globalpolicy.org/en/publication/corporate-influence-business-and-human-rights-agenda-united-nations
https://www.globalpolicy.org/en/publication/corporate-influence-business-and-human-rights-agenda-united-nations
https://fctc.who.int/publications/m/item/guidelines-for-implementation-of-article-5.3
https://fctc.who.int/publications/m/item/guidelines-for-implementation-of-article-5.3
http://www.globalpolicy.org
http://www.rosalux.de
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Länder einzuberufen. Diese „Friends of the Chair“ 
genannte Gruppe sollte Konsultationen bezüglich 
bestimmter Regelungen und Textvorschläge in der 
Zeit zwischen der siebten und achten Tagung der 
zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe durchführen. 
Es gelang dem ecuadorianischen Vorsitzen jedoch 
nicht, eine solche Gruppe im Vorfeld der achten 
Tagung zu initiieren, da nicht jede der fünf UN- 
Regionalgruppen (Afrika, Asien-Pazifik, Latein-
amerika und die Karibik, Westeuropa und andere 
Staaten (WEOG), Osteuropa) eine Repräsentation 
benannte. Aserbaidschan, Frankreich, Indonesi-
en, Portugal und Uruguay hatten ihre Bereitschaft 
signa lisiert, es fehlte jedoch ein afrikanisches Land. 

Es war vorgesehen, dass die Untergruppe Konsens-
vorschläge erarbeitet. Da die Untergruppe in Er-
mangelung einer afrikanischen Repräsentation ihre 
Arbeit noch nicht aufnehmen konnte, gab es auch 
keine neuen Vorschläge. Daraufhin legte der ecua-
dorianische Vorsitzende eine Reihe eigener Vor­
schläge für die Artikel 6–11 nur wenige Wochen 
vor der achten Verhandlungsrunde vor. Weder war 
der ecuadorianische Vorsitzende mit der Erstellung 
eigener neuer Textvorschläge von den Staaten be-
auftragt worden, noch basierte der Vorschlag auf 
den Verhandlungen und Kommentaren der Staaten 
aus den vergangenen Jahren. Zwar wirken die Vor-
schläge des Vorsitzenden besser strukturiert, jedoch 
sind eine Reihe wesentlicher Aspekte herausge-
fallen, die für einen wirksamen Menschenrechts- 
und Umweltschutz in der globalisierten Wirtschaft 
wesentlich sind. Das internationale Bündnis der 
Treaty Alliance, The Global Campaign to Reclaim 
Peoples‘ Sovereignty, Dismantle Corporate Power 
and End Impunity; The ESCR-Net; die Feminists 
for the Binding Treaty und die Youth Friends of the 
Treaty lehnten in einer gemeinsamen Stellung­
nahme die Vorschläge des Vorsitzenden als völlig 
unzureichend ab und forderten, dass die Verhand-
lungen ausschließlich auf Grundlage des dritten 
überarbeiteten Abkommensentwurfs („Third Re­
vised Draft“) geführt werden sollten. Viele Staa-
ten, insbesondere die Afrikanische Gruppe sowie 
weitere Länder aus dem globalen Süden forderten 
dies ebenfalls. Der im August 2021 vom Vorsitzen-
den veröffentlichte dritte überarbeitete Abkom-
mensentwurf basierte auf den vorherigen Verhand-
lungsrunden und war auch während der siebten Ta-
gung 2021 von den Staaten kommentiert worden.

1  Die mündlichen Stellungnahmen der Vertreter*innen von Staaten, Zivilgesellschaft und Wirtschaft sind auf der Website der zwischenstaatlichen 
Arbeitsgruppe zur achten Tagung zu finden, sowie auf UNWebTV nachschaubar.

Zu Anfang der Verhandlungen forderten einige 
Länder vom Vorsitzenden klarzustellen, welches 
Dokument nun die Grundlage für die Verhand-
lungen während der Woche sei. So hatten insbe-
sondere die USA, Mexiko und Panama anfangs die 
Vorschläge des Vorsitzenden kommentiert und es 
wurde zwischen dem dritten überarbeiteten Ab-
kommensentwurf und den Vorschlägen hin und 
her gewechselt. Erst als am dritten Tag erneut Be-
schwerden seitens einiger Staaten kamen, erklär-
te der Vorsitzende, dass der dritte überarbeitete 
Abkommensentwurf die alleinige Verhandlungs-
grundlage sei, Staaten aber vorschlagen könn-
ten, einzelne Vorschläge des Vorsitzenden in den 
Abkommensentwurf zu übernehmen. Daraufhin 
kommentierten die Staaten, auch die USA, den 
dritten Abkommensentwurf. Dabei hatten die USA 
diesen zu Beginn komplett abgelehnt.

Beteiligung und Positionen

Der weltweite Trend zu einer stärkeren menschen-
rechtlichen Regulierung von Wirtschaftsaktivitä-
ten, die Notwendigkeit, den Zugang zu Recht für 
Betroffene von Menschenrechtsverletzungen durch 
Unternehmen zu verbessern und die Relevanz des 
UN-Prozesses für die Entwicklung gemeinsamer 
globaler Standards in diesem Bereich ist mittler-
weile den meisten Staaten bewusst. So waren wäh-
rend der achten Runde auch alle „Big Player“ im 
Verhandlungssaal – angefangen von den USA, der 
EU, Australien, Großbritannien und Japan, bis hin 
zu Indien, China, Brasilien und Russland. Weiter-
hin maßgeblich getragen und unterstützt wird der 
Prozess von Ländern des globalen Südens. Insge-
samt nahmen an der achten Tagung 66 UN-Mit-
gliedsstaaten sowie Palästina (Beobachterstatus) 
teil. Die Beteiligung sank damit auf das Niveau von 
2020, nachdem es 2021 auf 69 Länder angestiegen 
war. Côte d’Ivoire sprach allerdings im Namen der 
aus 54 Staaten bestehenden Afrikanischen Gruppe, 
die EU-Vertretung im Namen ihrer 27 Mitglieds-
staaten.

Australien und Norwegen zeigten sich 2022 zum 
ersten Mal im Verhandlungssaal, äußerten gleich 
zu Beginn allerdings große Bedenken hinsichtlich 
des aktuellen dritten überarbeiteten Abkommen-
sentwurfs und des Prozesses und ergriffen in den 
weiteren Tagen nicht mehr das Wort.1 Auch Groß-
britannien und Japan trugen  deutlich ablehnende 
Stellungnahmen vor und schlossen sich der Position 
der US-Vertretung an.

https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/hrbodies/hrcouncil/wgtranscorp/session8/2022-10-27/a-hrc-wg16-8-crp1.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/hrbodies/hrcouncil/wgtranscorp/session8/2022-10-27/a-hrc-wg16-8-crp1.pdf
https://www.globalpolicy.org/sites/default/files/download/gpf/news_and_press/Oral%20Statement%20Prevention.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/issues/transcorporations/session8/submissions/2022-10-25/stm-IGWG-session8-ngo-fian-treatymovements.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/issues/transcorporations/session8/submissions/2022-10-25/stm-IGWG-session8-ngo-fian-treatymovements.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/hrbodies/hrcouncil/wgtranscorp/session8/2022-10-31/a-hrc-wg16-8-crp2.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/hrbodies/hrcouncil/wgtranscorp/session8/2022-10-31/a-hrc-wg16-8-crp2.pdf
https://www.ohchr.org/en/hr-bodies/hrc/wg-trans-corp/session8/oral-statements
https://www.ohchr.org/en/hr-bodies/hrc/wg-trans-corp/session8/oral-statements
https://media.un.org/en/search/?q=&filter-term=9404&term-name=WORKING%20GROUP%20ON%20TRANSNATIONAL%20CORPORATIONS%20OF%20THE%20HUMAN%20RIGHTS%20COUNCIL&sort-by=relevance
https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/hrbodies/hrcouncil/wgtranscorp/session8/2022-10-31/a-hrc-wg16-8-crp2.pdf
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Die USA nahmen bereits zum zweiten Mal an den 
Verhandlungen teil, nun gleich mit drei Delegier-
ten. Obwohl sie weiterhin Bedenken hinsichtlich 
des gegenwärtigen Abkommensentwurfs hätten, 
erklärte die US­Vertretung, sich konstruktiv an 
den Verhandlungen beteiligen und in redlicher Ab-
sicht verhandeln zu wollen. Sie brachten mehrere 
Kommentare und Änderungsvorschläge zu den 
einzelnen Artikeln des dritten überarbeiteten Ab-
kommensentwurfs ein. Die US-Vertretung teile 
die Auffassung der zwischenstaatlichen Arbeits-
gruppe, dass mehr getan werden müsse, um auf 
den UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Men-
schenrechte (UNGPs) aufzubauen, insbesondere 
hinsichtlich des Klimawandels und eines besseren 
Schutzes von Menschenrechtsverteidiger*innen. 
Insgesamt seien die USA aber der Überzeugung, 
dass ein weniger präskriptiver Ansatz, in Form 
einer Rahmenkonvention, die bessere Option sei. 
Sie begrüßten die neuen Vorschläge des Vorsit-
zenden. Sie betrachteten diese als in die richtige 
Richtung gehend, da sie mehr Flexibilität bei der 
nationalen Umsetzung ließen. Allerdings sei auch 
dieser Text noch zu präskriptiv und einige Ele-
mente seien zu weitreichend. Die US-Vertretung 
betonte die Rolle des Multi-Stakeholder-Ansatzes 
für den Erfolg der UNGPs. Dieser Ansatz, der auf 
Ko operation und Konsens zwischen den verschie-
denen Akteuren, inklusive zivilgesellschaftlicher 
Gruppen und der Wirtschaft zielt, müsse auch im 
UN- Treaty-Prozess angewendet werden. 

Während Mexiko und Panama versuchten, den 
Vorschlag des Vorsitzenden in den Anforderungen 
an die Staaten verbindlicher zu formulieren, so ver-
suchten die USA genau das Gegenteil und wollten 
an einigen Stellen „sollen“ mit „sollten“ ersetzen 
oder „so angemessen“ hinzufügen. Beispielsweise 
sollten Staaten – „so angemessen“ – Sorgfaltspflich-
ten für Unternehmen einführen, jedoch nicht durch 
das Abkommen dazu verpflichtet werden. Zudem 
sollten auch die Unternehmen nur zu menschen-
rechtlicher Sorgfaltspflicht „ermutigt“ und nicht 
verpflichtet werden. Darüber hinaus sollten sich – 
nach Meinung der USA – die relevanten staatlichen 
Stellen lediglich darum bemühen sicherzustellen, 
dass wirksame Abhilfe bereitgestellt wird.

Mit besonders vielen Redebeiträgen brachten sich 
Brasilien, Palästina, Mexiko, Namibia, Südafrika, 
die USA, Kenia, Bolivien, Panama und Uruguay 
ein. China und Russland blieben im Vergleich zur 
vorherigen Verhandlungsrunde ziemlich still, er-
klärten dies damit, dass sich ihre Positionen seit der 
siebten Verhandlungsrunde nicht verändert hätten. 
Während Russland den Abkommensentwurf wei-

terhin als keine gute Grundlage für Verhandlungen 
betrachtete, erklärte China seine Unterstützung für 
die weitere Arbeit des Vorsitzenden.

Teilnehmende Staaten an der 8. Tagung:

Ägypten, Äthiopien, Algerien, Angola, Argentinien, 
Australien, Aserbaidschan, Belgien, Bolivien, 
Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Chile, 
China, Costa Rica, Côte d‘Ivoire, Deutschland, 
Ecuador, El Salvador, Finnland, Frankreich, 
Guatemala, Indien, Indonesien, Iran, Irak, Irland, 
Italien, Japan, Kamerun, Katar, Kenia, Kolumbien, 
Kuba, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Mali, Mexiko, 
Mosambik, Namibia, Niederlande, Norwegen, 
Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, 
Philippinen, Portugal, Russland, Sambia, Saudi-
Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Spanien, 
Südafrika, Südkorea, Togo, Tschechische Republik, 
Türkei, Uruguay, USA, Venezuela, Vereinigtes 
Königreich von Großbritannien und Nordirland.

Die EU und ihre Mitgliedsstaaten verhandelten 
auch während der achten Tagung noch nicht offi-
ziell mit. Sie stehen jedoch kurz davor, in die Ver-
handlungen einzutreten. Es ist längst nicht mehr 
die Frage ‚Ob‘, sondern nur noch ‚Wann‘. In bi-
lateralen Gesprächen erklärte die EU-Vertretung, 
erst die gemeinsame Positionierung im Rat der EU 
zur kommenden EU-Richtlinie zu nachhaltiger 
Unternehmensführung abwarten zu wollen. Be-
reits in die diesjährige Verhandlungsrunde brach-
te sich der Europäische Auswärtige Dienst, der die 
EU in dem Prozess vertritt, stärker als zuvor ein 
und stellte mit Blick auf ausgewählte Artikel des 
Abkommensentwurfs dar, welche Regelungen die 
kommende EU-Richtlinie diesbezüglich vorsehe. 
Wie im Jahr davor erkannte die EU-Vertretung 
in ihrem Eröffnungs statement das Potential eines 
verbindlichen internationalen Abkommens an, 
wies aber darauf hin, dass ein solches Abkommen 
auf einem Konsens beruhen, rechtlich fundiert und 
realistisch umsetzbar sein und von einer „kritischen 
Masse“ von UN-Mitgliedern aus allen Regionen 
unterstützt werden müsse. Zudem begrüßte die 
EU die Bemühungen des ecuadorianischen Vorsit-
zenden, mit neuen Vorschlägen den Prozess vor-
anbringen zu wollen. Die Vorschläge beinhalteten 
wichtige Änderungen. Auch der dritte überarbeite-
te Abkommensentwurf enthalte positive Aspekte. 
Beispielsweise die Regelung, welche von Unter-
nehmen verlange, eine Gender-Perspektive in allen 
Phasen der menschenrechtlichen Sorgfaltspflich-
tenprozesse zu integrieren sowie die Regelung, 
dass Sorgfaltspflichtenprozesse angemessen bzgl. 

https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/issues/transcorporations/session8/submissions/2022-10-27/stm-IGWG-session8-state-usa.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/issues/transcorporations/session8/submissions/2022-10-27/stm-IGWG-session8-igo-eu.pdf
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der Größe des Unternehmens und dem Kontext 
seiner Tätigkeit sein sollten. Trotz allem habe die 
EU weiterhin Bedenken hinsichtlich des Prozesses 
und des Abkommensentwurfs. So zweifele sie an 
der praktischen Umsetzbarkeit; der Entwurf sei zu 
detailliert und vorschreibend, sowie an einigen an-
deren Stellen zu vage. Darüber hinaus müsse das 
Abkommen für alle Unternehmen gelten, auch für 
jene mit staatlicher Beteiligung.

Portugal und Frankreich erklärten ihre klare 
Un ter stützung für den Prozess und verpflich-
teten sich u. a. als Mitglieder der „Friends of the 
Chair“-Gruppe den Prozess aktiv und konstruktiv 
voranzubringen.

Die Bundesregierung brachte sich am ersten Ver-
handlungstag mit Vorschlägen zum Inhalt und zur 
Struktur des Abkommens sowie mit Vorschlägen 
zu den weiteren Verhandlungsmodalitäten ein. Ver-
bindliche menschenrechtliche Sorgfaltspflichten, 
so wie sie das deutsche Lieferkettensorgfaltspflich-
tengesetz und die kommende EU-Richt linie vor-
sehen, gemeinsam mit Regelungen zum Zugang zu 
Recht für Betroffene sollten Bestand teile des Ab-
kommens sein. Laut der deutschen Vertretung hätte 
das Abkommen aber nur dann eine Chance auf Er-
folg, wenn es möglichst wenig in nationale Rechts-
systeme eingreife und genügend Flexibilität, bei-
spielsweise in Form von Staatenwahlrechten oder 
Staatenvorbehalten in Bezug auf geeignete Aspekte 
des Vertrages vorsehe. Um die weiteren Verhand-
lungen zu erleichtern schlug die Vertreterin der 
Bundesregierung eine  Expert*innen-Gruppe zur 
Harmonisierung der Sprache im Entwurf ( language 
harmonization group) vor, so wie das auch in anderen 
Verhandlungsprozessen üblich sei. Darüber hin-
aus unterstützte die Bundesregierung die Stellung-
nahme der EU. 

Die neue Bundesregierung hatte sich in ihrer 
G7-Präsidentschaft 2022 zum Ziel gesetzt, seitens 
der G7 auf eine Anerkennung der Notwendigkeit 
eines international verbindlichen Abkommens hin-
zuwirken. Das gelang schließlich auch beim Gipfel-
treffen im Juni 2022 in Elmau. Zuvor hatte das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales eine 
internationale Konferenz zum Thema ausgerich-
tet. Im September 2022 erklärte der Arbeitsminis-
ter Hubertus Heil dann: 

„Wenn wir das [eine verbindliche Regulierung] auf 
europäischer Ebene gut hinbekommen, dann ist  
das auch eine gute Grundlage für internationale Regeln. 
Und die brauchen wir. Denn eine globale Wirtschaft 
braucht eben auch globale Regeln (…). So ist es aus 

meiner Sicht überfällig, dass die Europäische Union (…) 
jetzt endlich ein Verhandlungsmandat beschließt, um 
auch diesen internationalen Prozess konstruktiv, nicht 
nur begleiten zu können, sondern daran mitarbeiten zu 
können.“

Experten-Panel zum Verhandlungsprozess

Nachdem die Staaten ihre allgemeinen Eingangs-
statements vorgetragen hatten, diskutierten Prof. 
Surya Deva und Prof. Robert McCorquodale über 
prozessuale Fragen der Verhandlungen. Robert 
McCorquodale, Mitglied der UN-Arbeitsgrup-
pe Wirtschaft und Menschenrechte, die 2011 zur 
Begleitung der Umsetzung der UNGPs eingesetzt 
worden war, lobte die Inklusivität des Prozesses, 
den durch den Prozess angeregten Wissenszuwachs 
bei einigen Staaten über die Thematik, eine er-
höhte Aufmerksamkeit für die Auswirkungen von 
Umweltschäden auf die Menschenrechte und das 
Engagement des ecuadorianischen Vorsitzes. Eini-
ges könne aber besser laufen. So engagierten sich 
die Staaten wenig zwischen den jährlich stattfin-
denden Tagungen. Er hoffe, das ändere sich jetzt 
mit der „Friends of the Chair“-Gruppe. Er bedau-
erte, dass in den Verhandlungen keine Rede mehr 
von direkten Pflichten für Unternehmen im Ab-
kommen sei. Auch wenn einige Bestimmungen in 
den neuen Vorschlägen des Vorsitzenden fehlten, 
so seien die Vorschläge doch besser abgestimmt auf 
die UNGPs.

Auch Surya Deva, ehemaliges Mitglied der 
UN-Arbeitsgruppe zu Wirtschaft und Menschen-
rechten, gab eine Einschätzung zum gegenwärtigen 
Stand des Prozesses und machte Vorschläge, um 
Einigung unter den Staaten und größeres Engage-
ment zu erzielen. Obwohl mittlerweile die Not-
wendigkeit eines Treaty von vielen Akteuren nicht 
mehr bezweifelt würde, so würden die Bemühun-
gen doch behindert durch politische Inkohärenz, 
die Vereinnahmung der Regulierungsinstitutionen 
durch Unternehmen und eine kurzsichtige Vision, 
wirtschaftliche Entwicklung auf Kosten der Men-
schenrechte und der Umwelt zu verfolgen. Für den 
weiteren UN-Treaty-Prozess forderte er, dass die 
Bedürfnisse der Rechteinhaber*innen die politi-
sche Machbarkeit bestimmen sollten und nicht um-
gekehrt.

Der UN-Treaty sollte ein Gleichgewicht zwischen 
Spezifität und Flexibilität beinhalten. Anstatt ge-
naue Details zu regeln, sollte das Abkommen allge-
meine, aber spezifische Bestimmungen für die Um-
setzung auf nationaler Ebene festlegen. Insgesamt 
komme es aber vor allem auf den Inhalt, denn auf 

https://www.csr-in-deutschland.de/DE/Wirtschaft-Menschenrechte/Internationales/G7-Praesidentschaft-2022/g7-praesidentschaft-2022.html;jsessionid=D0C9E4EAF97FB2A7D59BC70F04F6B2D1.delivery1-master
https://www.fes.de/themenportal-die-welt-gerecht-gestalten/weltwirtschaft-und-unternehmensverantwortung/wirtschaft-und-menschenrechte/globale-lieferkettenkonferenz
https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/issues/transcorporations/session8/submissions/2022-10-26/panel-igwg-session8-mccorquodale.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/issues/transcorporations/session8/submissions/2022-10-26/panel-igwg-session8-mccorquodale.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/issues/transcorporations/session8/submissions/2022-10-26/panel-igwg-session8-deva.pdf
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die Form an, kommentierte er in diesem Zusam-
menhang den von der US-Vertretung 2021 ein-
gebrachten Vorschlag, dem Treaty die Form einer 
weniger vorschreibenden Rahmenkonvention zu 
geben.

Zudem warnte er davor, auf den Kernelementen 
der UNGPs aufzubauen. Schließlich sei die zwei-
te Säule der UNGPs (die Verantwortung der Un-
ternehmen) nicht als rechtsverbindlich gedacht 
gewesen und die darin verwendete Sprache daher 
nicht geeignet für eine Regulierung. Auch soll-
te der Treaty versuchen, die Lücken der UNGPs, 
wie beispielsweise hinsichtlich einer Berücksich-
tigung von Umweltverschmutzung, Klimawandel 
oder des Rechts indigener Völker auf Konsultation 
und freie, vorherige und informierte Zustimmung 
(FPIC), zu schließen. 

Deva schlug eine Expert*innengruppe vor, die 
die „Friends of the Chair“-Gruppe beraten solle. 
Es solle regionale konsensschaffende Prozesse und 
Konsultationen geben. Ein neuer Fonds sollte diese 
finanzieren. Darüber hinaus sei es notwendig, 
einen klaren Zeitplan für die weiteren Verhandlun-
gen festzuschreiben. Wenn Staaten den politischen 
Willen und entsprechend Engagement zeigten, so 
könnten die Verhandlungen bis 2025 abgeschlossen 
sein.

Die inhaltlichen Verhandlungen

Das Arbeitsprogramm der achten Tagung sah vor, 
zunächst mit den Artikeln 6 bis 13 zu beginnen und 
später die verbleibenden Artikel zu behandeln.

In ihren Beiträgen bekräftigten viele Staaten-Ver-
treter*innen ihre Position von der vorherigen, sieb-
ten Tagung. Gelegentlich führten sie neue Anmer-
kungen hinzu oder erklärten ihre Unterstützung 
für eingebrachte Vorschläge. Die am meisten dis-
kutierten Artikel waren die Präambel und Artikel 
6 zur Prävention. Zu den Artikeln 13, 17 bis 24 gab 
es keine neuen Anmerkungen. 

Einige Staaten, darunter Südafrika, Palästina, 
Panama, Kuba und die Philippinen forderten an 
verschiedenen Stellen, dass sich das Abkommen 
stärker mit der Rolle von Unternehmen bzgl. der 
Klima krise und Umweltschäden beschäftigen und 
dass der Vertragstext daher auch die relevanten Ab-
kommen, wie beispielsweise die Rio-Deklaration 
zu Umwelt und Entwicklung oder die UN-Kli-
marahmenkonvention, beinhalten solle. Die USA 
wider sprachen diesem Änderungswunsch.

Wie bereits während der siebten Tagung, so be-
kräftigten einige Staaten, darunter Namibia, 
Kenia, Costa Rica und Bolivien erneut ihre For-
derung dahingehend, dass bei den verschiedenen, 
durch das Abkommen geregelten Maßnahmen eine 
Gender-Perspektive eingenommen werden müsse, 
so wie das auch Südafrika, Namibia, Palästina, 
Argen tinien, Mexiko, Panama, Uruguay, die EU 
und Frankreich 2021 getan hatten. U.a. auch Kin-
der (Palästina, Uruguay, Mexiko, Kenia, Brasilien, 
Panama) und Bäuer*innen (Bolivien, Namibia und 
Südafrika) bedürften besonderer Berücksichtigung.

Ägypten, China und Iran hatten die Bezugnahme 
auf die Rechte von Menschenrechtsverteidiger*in-
nen während der Tagung 2021 aus dem Entwurf 
streichen wollen. Dies wurde 2022 nun von Costa 
Rica, Uruguay, Panama, Palästina, Mexiko und 
Brasilien heftig kritisiert.

Nicht weniger problematisch war die Forderung 
der US-Vertretung, die Bezugnahme auf das huma-
nitäre Völkerrecht in der Präambel zu streichen. 
Palästina und Kenia widersprachen dieser Ände-
rung und auch Mexiko hatte Vorbehalte.

Südafrika und Namibia hatten Vorschläge dahin-
gehend, dass Arbeitsrechte eine stärkere und um-
fassendere Berücksichtigung in der unternehmeri-
schen Sorgfaltspflicht finden. 

Die US-Delegation unterstrich während der ach-
ten Tagung immer wieder ihre Auffassung, dass 
Unter nehmen keine „Pflicht“, sondern ausschließ-
lich eine „Verantwortung“ hätten, Menschenrechte 
zu achten und daher auch keine „Menschenrechts-
verstöße“ begehen, sondern nur „nachteilige Aus-
wirkungen“ auf die Menschenrechte haben könn-
ten. Sie sollten sich daher lediglich darum „be-
mühen“, entsprechend negative Auswirkungen zu 
vermeiden oder abzumildern. Mit der Auffassung, 
Unter nehmen hätten keine Menschenrechtspflich-
ten, sondern nur eine entsprechende Verantwor-
tung zur Achtung, standen die USA nicht alleine 
da. Bereits 2021 hatten Mexiko, Brasilien, Chile, 
Panama, sowie China, aber auch die EU-Vertre-
tung (bei Artikel 2.1 b) diese Auffassung vertreten.

Brasilien forderte außerdem, dass eine strafrechtli-
che Haftung für juristische oder natürliche Perso-
nen ausschließlich für das aktive eigenhändige straf-
bare Tun oder Unterlassen etabliert werden solle, 
nicht aber für den Versuch, die Teilnahme oder die 
Mittäterschaft an einer Straftat. Palästina forderte 
bei den Diskussionen über Artikel 8 hingegen eine 
Ausweitung des Haftungssystems dahingehend, 
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dass es auch eine gemeinschaftliche Schuld von na-
türlichen und juristischen Personen vorsehen kann.

Artikel 10 verpflichtet die Vertragsparteien dazu, 
Gesetze und andere notwendige Maßnahmen zu 
erlassen, die sicherstellen, dass keine gesetzlichen 
oder sonstigen Beschränkungen für die Einlei-
tung von Gerichtsverfahren in Bezug auf Men-
schenrechtsverletzungen gelten, die zu schwersten 
Straftaten führen. Namibia, Palästina und Süd-
afrika forderten, dass diese Bestimmung nicht nur 
für schwerste Straftaten, sondern für alle Straftaten 
gegen das Völkerrecht gelten solle.

Als es um Artikel 2 zur Absichtserklärung, Arti-
kel 3 zur Reichweite des Treaty und Artikel 6 zur 
Prävention ging, wurden erneut die Meinungsver-
schiedenheiten über die Frage, welche Unterneh-
men durch das Abkommen reguliert werden soll-
ten, deutlich. So schlossen sich Bolivien und die 
Philippinen der Forderung von Ägypten, China, 
Kuba, Pakistan, Indonesien und Iran dahingehend 
an, dass das Abkommen ausschließlich für trans-
nationale Konzerne und andere Unternehmen mit 
transnationalem Charakter gelten solle, so wie dies 
in Resolution 26/9 vorgesehen sei. Mexiko, Pana-
ma, Palästina, Kenia und Namibia hingegen for-
derten, dass das Abkommen für alle Unternehmen 
gelten solle, insbesondere aber für Wirtschaftstätig-
keiten mit transnationalem Charakter.

Unternehmen wahren erneut durch die Interna-
tionale Handelskammer (ICC), die Internationale 
Arbeitgeberorganisation (IOE) und den US Coun-
cil for International Business vertreten(USCIB). 
Die ICC zweifelte wie in der siebten Tagung daran, 
ob der Abkommensentwurf in die richtige Rich-
tung ginge. Ihrer Meinung nach, sollte ein alter-
nativer Ansatz verfolgt werden. Sie erklärte, sich 
konstruktiv in dem Prozess einbringen zu wollen. 
Die IOE und USCIB waren wesentlich deutlicher 
in ihren Eingangsstatements und forderten, dass 
sich, obwohl es sich bei dem Prozess um einen zwi-
schenstaatlichen Prozess handele, Wirtschaftsver-
treter*innen bei der Ausarbeitung des Abkommens 
mit am Tisch sitzen sollten. Die IOE meinte, der 
Prozess erfahre weiterhin keine wesentliche Un-
terstützung durch die Staaten. Wenn sie die Vor-
schläge des Vorsitzenden auch begrüße, so hätte sie 
eine Reihe größerer Bedenken. Die ICC beließ es 
bei einem allgemeinen Statement zu Beginn der 
Tagung. Die IOE und USCIB kommentierten im 
Laufe der Woche die einzelnen Artikel.

Erneut beteiligten sich zahlreiche zivilgesell-
schaftliche Gruppen aus der ganzen Welt mit 

Kommentaren und Änderungsvorschlägen zum 
Abkommenstext. Zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen machten mit Side Events u. a. auf die The-
men Umweltschäden durch Unternehmen und die 
Gefahr von Unternehmenseinfluss sowie die Rolle 
afrikanischer Länder im Prozess aufmerksam. Auch 
die Forderung nach direkten Unternehmens­
pflichten im Abkommen und einem internationa­
len Gerichtshof für Menschenrechte, vor dem Be-
troffene bei Menschenrechtsverstößen gegen trans-
nationale Unternehmen klagen können, wurde er-
neut von der Global Campaign vorgebracht.

Starke Stellungnahmen wurden von Betroffenen 
von Menschenrechtsverletzungen und Umweltver-
schmutzung durch Unternehmen eingebracht, so 
beispielsweise von brasilianischen Betroffenen des 
Staudammbruchs in Brumadinho und US-ameri-
kanischen Betroffenen aus der sogenannten „Can-
cer Alley“ in Louisiana. Bereits zum wiederholten 
Mal beteiligten sich Jugendgruppen an der Tagung, 
u.a. mit einer eigenen Gruppe, der Young Friends 
for the Binding Treaty.

Auch Gewerkschaften beteiligten sich mit zahl-
reichen Kommentaren an der Tagung, vertreten 
durch den Internationalen Gewerkschaftsbund 
(ITUC), die Internationale Transportarbeiter- 
Föderation (ITF), die deutsche Gewerkschaft der 
Metallarbeiter*innen IG-Metall und die globa-
le Gewerkschaftsföderation IndustriAll. In einem 
gemeinsamen Side Event stellten sie vor, welche 
Rolle Gewerkschafter*innen bei der Umsetzung 
des  Treaty spielten und wie Gewerkschaftsrechte 
besser in den gegenwärtigen Abkommenstext inte-
griert werden sollten.

Ergebnis

Am letzten Tag der Tagung wurde in zwischen-
staatlichen Verhandlungen hinter verschlossenen 
Türen und unter Ausschluss zivilgesellschaftlicher 
und Unternehmens-Akteure nochmals darüber 
diskutiert, welche Rolle die Vorschläge des Vor-
sitzenden im weiteren Verlauf des Prozesses haben 
sollten. Schließlich einigte man sich darauf, dass sie 
als Konferenzraumpapier gemeinsam mit den ein-
gebrachten Kommentaren dazu lediglich auf die 
Website der zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe ge-
stellt werden sollten.

Am vorletzten Tag der Verhandlungen verkünde-
te Kamerun, der „Friends of the Chair“-Gruppe 
beizutreten. Die sich nun formierte Untergruppe 
wird gemeinsam mit dem ecuadorianischen Vorsit-
zenden an Kompromissvorschlägen weiterarbeiten 

https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/issues/transcorporations/session8/submissions/2022-10-25/stm-IGWG-session8-igo-icc.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/issues/transcorporations/session8/submissions/2022-10-25/stm-IGWG-session8-ngo-ioe.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/issues/transcorporations/session8/submissions/2022-10-25/stm-IGWG-session8-ngo-uscib.pdf
https://www.stopcorporateimpunity.org/wp-content/uploads/2022/10/Arguments-direct-obligations-for-TNCs_GlobalCampaign-2.pdf
https://www.stopcorporateimpunity.org/wp-content/uploads/2022/10/Arguments-direct-obligations-for-TNCs_GlobalCampaign-2.pdf
https://www.stopcorporateimpunity.org/wp-content/uploads/2022/10/Elements-Tribunal_Oct2022-1.pdf
https://www.stopcorporateimpunity.org/wp-content/uploads/2022/10/Elements-Tribunal_Oct2022-1.pdf
https://www.globalpolicy.org/en/event/2022-10/side-event-8th-session-un-treaty-business-human-rights
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und bis zur nächsten Verhandlungsrunde im Herbst 
2023 Konsultationen mit den verschiedenen Ak-
teuren durchführen. Der ecuadorianische Vorsit-
zende wird dann den Abkommensentwurf um die 
Kommentare der Staaten und die Ergebnisse der 
Verhandlungen der „Friends of the Chair“-Grup-
pe bis Ende Juli 2023 aktualisieren und veröffent-
lichen.

Ausblick

Mit dem Bekenntnis der G7 zu einem internati-
onal verbindlichen Abkommen, der Formierung 
der „Friends of the Chair“-Gruppe, der mittler-
weile aktiv beteiligten US-Regierung, sowie der 
Aussicht auf ein baldiges EU-Verhandlungsmandat, 
hat der Prozess neues Gewicht und neuen Aufwind 
bekommen. Der teilweise vorgebrachte Vorwurf, 
dem Prozess fehle die „critical mass“, d. h. er hätte 
zu wenig Zugkraft, aufgrund mangelnder Betei-
ligung u.a. der wichtigen Industrienationen, ist 
damit vom Tisch.

Am 1. Dezember 2022 nun hat sich der Rat der 
EU auf eine gemeinsame Position bzgl. der kom-
menden EU-Richtlinie geeinigt. Damit sollte 
einem Verhandlungsmandat für die neunte Tagung 
im Herbst 2023 nichts mehr im Wege stehen. Be-
reits mehr als die Hälfte der EU-Mitgliedsstaaten 
wie auch Hubertus Heil hatten den Europäischen 
Auswärtigen Dienst dazu aufgefordert. Schließ-
lich wäre das UN-Abkommen komplementär zum 
EU-Lieferkettengesetz und die beiden Regelungen 
würden sich gegenseitig stärken. Das haben die vier 

Wissenschaftler*innen Nadia Bernaz, Markus Kra-
jewski, Kinda Mohamadieh und Virginie Rouas in 
einer kürzlich veröffentlichten Studie erläutert. So 
sieht der gegenwärtige Abkommensentwurf meh-
rere Regelungen vor, die den Zugang zu Recht 
für Betroffene von Menschenrechtsverletzungen 
und Umweltschäden durch Unternehmen verbes-
sern würden. Es werden Fragen des Internationa-
len Privatrechts u. a. zum Gerichtsstand und zum 
anwendbaren Recht in transnationalen Fällen ge-
regelt. Bereiche, die kaum durch die kommenden 
EU-Richtlinie abgedeckt werden.

Um tatsächlichen Fortschritt in den Verhandlun-
gen zu erzielen, wäre ein Zeit- und Arbeitsplan mit 
einer erhöhten Frequenz an thematisch fokussier-
ten Treffen zwischen den jährlich stattfindenden 
Tagungen notwendig. Auch zum zeitlichen Hori-
zont sollten sich die Staaten ein gemeinsames Ziel 
setzen. Denn wie die parallel geführten Verhand-
lungen zu einem globalen Abkommen gegen die 
Plastikverschmutzung in der Umweltversamm­
lung der Vereinten Nationen (UNEA) und zu 
einem globalen Abkommen zur Prävention, Be­
reitschaft und Reaktion auf Pandemien bei der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) zeigen, ist 
das bei entsprechend politischem Willen durchaus 
möglich. Die Verhandlungen zu einem Plastikab-
kommen laufen seit März 2022 und sollen bereits 
Ende 2024 abgeschlossen werden. Bei der WHO 
wird seit Dezember 2021 über den Pandemiever-
trag verhandelt. Es ist geplant, den finalen Abkom-
menstext der Weltgesundheitsversammlung eben-
falls im Jahr 2024 zur Annahme vorzulegen.

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/12/01/council-adopts-position-on-due-diligence-rules-for-large-companies/
https://www.cidse.org/2022/10/14/eu-and-un-instruments-must-work-in-tandem-to-guarantee-justice-%EF%BF%BC/
https://www.unep.org/about-un-environment/inc-plastic-pollution
https://www.unep.org/about-un-environment/inc-plastic-pollution
https://www.unep.org/about-un-environment/inc-plastic-pollution
https://inb.who.int/
https://inb.who.int/
https://inb.who.int/
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